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10. Wahlperiode 

15. 10. 86 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Zeltler und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Gleichstellung von behinderten Studierenden 


Der Bundestag wolle beschließen; 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Diskriminierung von Behinderten fängt nicht erst beim Hoch- 
schulstudium an, sondern findet sich auf allen Ebenen der 
Gesellschaft, im Bewußtsein der Menschen und in den Struk- 
turen der Organisationen. Als Einstellung wird sie von den 
Erwachsenen an die Kinder weitergegeben. 

Der Hochschulbereich ist ein Feld imter anderem, in dem der 
Bimd Gegenmaßnahmen ergreifen kann. Vorschläge gibt es 
bereits, wie die Empfehlungen der KMK von 1982 oder diejeni- 
gen im Bericht der Bundesregierung „Zukunftschancen der 
Jugend in Ausbildung und Beruf" von 1984. Allerdings reichen 
Vorschläge nicht aus, um Verbesserungen zu bewirken. 

Das Deutsche Studentenwerk hat auf seiner Tagimg im Mai 
diesen Jahres zusammen mit Behinderten die vielen Probleme 
wieder deutlich gemacht, die behinderte Studierende bewäl- 
tigen müssen, wenn sie ein Studium erfolgreich abschließen 
wollen. 

Wichtigstes Ziel für alle Maßnahmen in diesem Bereich ist die 
Integration behinderter Studierender in die Hochschulen; 
damit ist gemeint; Eingliederung, Gleichbehandlimg, keine 
Ausgrenzung, Sonderleistungen und Hilfsmittel, um die Stellen 
imd Positionen in der Gesellschaft einzunehmen, die Nicht- 
behinderte auch für sich in Anspruch nehmen. Daran sind alle 
Einzelmaßnahmen zu messen. 

Ein wichtiger Bereich ist die Finanzierung. Behinderte Studie- 
rende haben heute mit zwei Ämtern zu „kämpfen" (BAföG- 
Amt und Sozialamt) und eventuell mit den Krankenkassen, lun 
die ihnen zustehenden finanziellen Leistungen (oft unter ent- 
würdigenden Bedingungen) zu erhalten. Behinderte Studie- 
rende sind bereits in ihrem Bewegimgs- imd Orientierungsver- 
mögen eingeschränkt und werden durch diese „Ämterlauferei" 
noch zusätzhch belastet. 
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Die Förderungshöchstdauer beim BAföG ist nicht ausreichend, 
um ein Studium abzuschließen, weil die Behinderungen eine 
Reihe von Verzögerungen mit sich bringen, die zeitlich im 
einzelnen oft schwer aufzurechnen sind, wie Verzögerung 
durch längere Wartezeiten beim Bestellen der Literatur in Blin- 
denschrift, erschwertes Verfolgen der Veranstaltungen von 
Gehörlosen, Therapien und Pflege. Dazu gehört auch eine 
behindertenfeindliche bauliche Ausstattung der Hochschulen. 

Im Studienverlauf benachteiligen alle Maßnahmen, die auf 
besonders schnelle Zeit abzielen, da behinderte Studierende 
bereits ein hohes Maß an zeitlicher Belastung haben, um ihren 
Tagesablauf zu organisieren. Zu diesen Maßnahmen gehören 
zum Beispiel im BAföG die Regelstudienzeiten, Zwischenprü- 
fungen in einer bestimmten Zeit und der Darlehensteilerlaß. 

Die Interessenvertretung von Behinderten ist mit den derzei- 
tigen Behindertenbeauftragten, obwohl es sie inzwischen an 
fast allen Hochschulen gibt, nur mangelhaft geregelt. Sie 
bekleiden ein Ehrenamt; das bedeutet, es fehlt ihnen an Zeit, 
aber auch an personeller Ausstattung, Finanzmitteln und Ein- 
flußmöglichkeiten. An Entscheidungen in der Kommune in den 
Bereichen von Bau, Verkehr und Soziales sind sie nicht betei- 
ligt. 

Beratung ist ein weiteres wichtiges Feld. Behinderte finden nur 
in wenigen Städten Beratungsstellen, die zu ihren Problemen 
Auskimft geben können. Dabei wäre es wichtig, eine Beratung 
schon in den letzten Klassen der Schulen anzubieten, um 
Behinderte zu motivieren, ein Studium aufzimehmen, denn oft 
trauen sie sich die Lösung der auf sie zukommenden Probleme 
nicht zu. Diese Beratungsstellen sollten deshalb von gut aus- 
gebildeten Kräften geführt werden, an allen Hochschulorten 
eingerichtet sein und für alle Studierenden offenstehen, auch 
für nichtbehinderte, um die Integration zu fördern. 


II. Die Bimdesregiemng wird aufgefordert, folgende Maßnahmen 
zu ergreifen: 

1. Im Hochschulrahmengesetz ist das Amt eines/r Behinder- 
tenbeauftragten festzulegen. Der oder die Beauftragte soll 
unmittelbcir an die Hochschulleitung angebunden und 
hauptamtlich tätig sein. Bei der Besetzung der Stelle sollen 
Betroffene bevorzugt werden. 

Dieses Amt ist mit Sach- und Personalmitteln im Hoch- 
schulhaushalt so auszustatten, daß folgende Funktionen 
wahrgenommen werden können: 

— Mitspracherecht in allen Gremien der Hochschule, die 
Behinderte betreffen, 

— Erarbeitung von Vorschlägen für behindertengerechtes 
Studium, 

— Prüfung der Durchführung von behindertengerechten 
Maßnahmen und Vetorecht bei Nichtbeachtung, 
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— Motivierung und Unterstützung für Schüler/innen, die 
beabsichtigen zu studieren. 

Der/die Behindertenbeauftragte arbeitet eng mit Betroffen- 
engruppen zusammen. Er/sie hat Rederecht in den kom- 
munalen Ausschüssen, wie z. B. Verkehr, Bau und Soziales. 

2. An jedem Hochschulort wird eine Sozialberatungsstelle für 
nichtbehinderte imd behinderte Studierende eingerichtet, 
wobei bestehende Beratimgsstellen entsprechend ausge- 
baut werden sollen. Die Berater imd Beraterinnen sollen 
aus dem Hochschulbereich kommen imd besonders quali- 
fiziert sein. Betroffene werden bevorzugt. 

Die Beratungsstellen sollen auch Hilfen für Schüler und 
Schülerinnen anbieten, die beabsichtigen zu studieren. Die 
Zusammenarbeit mit den örtiichen Schulen soll gewähr- 
leistet werden. 

Die derzeitige jährhche Befristung der Beratungsstelle für 
behinderte Studierende beim Deutschen Studentenwerk in 
Bonn ist in eine unbefristete Stelle umzuwandeln. 

3. Das Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft soll 
Modellversuche finanzieren, die bei den Studentenwerken 
anzusiedeln sind, und zwar für die Qualifizierung und 
Weiterbüdung von 

— Behindertenbeauftragten, 

— Sozialberatern/innen, 

— Studienhelfern/innen für Hörbehinderte (Tutoren, 
Gebärdendolmetscher/innen), 

— Vorlesekräften für Sehgeschädigte. 

4. Die Förderungshöchstdauer nach dem BAföG sollte bei 
Vorlage des Schwerbehindertenausweises oder eines ärzt- 
üchen Attestes um zwei Semester erhöht werden, ohne daß 
weitere zusätzüche Nachweise nötig sind. Falls eine wei- 
tere Verlängerung notwendig ist, sollte diese mit Begrün- 
dung gewährt werden. Diese Verlängerungen sollten als 
Zuschuß finanziert werden. 

5. Behinderte Studierende sollten den im Studium erforder- 
hchen finanziellen Bedarf bei einem Kostenträger, d. h. 
nach dem BAföG geltend machen. Durch Aufnahme in die 
nach § 14 BAföG zu ergänzende Härteverordmmg könnten 
unter anderem die behinderungsbedingten Mehrkosten für 
angemessenen Wohnraum (z. B. für Rollstuhlbenutzer), für 
Lernmittel und für technische und personelle Hüfen abge- 
deckt werden. 

Diese Leistungen müßten als Zuschuß gewährt werden. 

6. Für den Fall, daß eine Behinderung nach Abschluß eines 
ersten Studiums eintritt, sollte Ausbildimgsfördeiung auch 
für eine weitere Ausbildung geleistet werden. 

7. Für Personen, die eine Ausbildung abgeschlossen haben 
imd aufgrund einer Behinderung zu einem Berufswechsel 


3 



Drucksache 10/6174 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


gezwungen sind, sollte Ausbildungsförderung auch ge- 
leistet werden, wenn sie älter als 30 Jahre sind. 

8. Der Darlehensteilerlaß nach § 18b BAföG ist zu streichen. 

V 

9. Für eine behindertengerechte bauliche Ausstattung der 
Hochschulen soll ein haushaltsrechtlicher Vorrang für 
Umrüstung bei Altbauten und bei Erstellung von Neubau- 
ten verankert werden. 

10. Im sozialen Wohnimgsbau soll ein neues Programm aufge- 
legt werden, in dem eine Quote von behindertengerechten 
Wohnimgen entsprechend der Nachfrage von Behinderten 
festgelegt wird. Für bestehende, öffentiich geförderte Woh- 
nungen sollen Mittel für die behindertengerechte Um- 
rüstimg bereitgestellt werden. Die Quote ist hierauf anzu- 
rechnen. 

11. Der Bund soll — eventuell zusammen mit den Ländern - 
Mittel zur Investitionsförderung von privaten behinderten- 
gerechten Wohnungen und wohnortnahen Geschäften, 
Kinos imd Theatern bereitstellen. Ebenfalls sind Mittel 
einzusetzen, um alle öffentiichen Gebäude wie Post und 
Bahn behindertenfreundhch umzugestalten. 

12. An der Femuniversität sind die Fächer imd Studiengänge 
zu erweitern imter Berücksichtigimg der von behinderten 
Studierenden bevorzugten Studienrichtimgen. 

13. Für alle Einrichtungen, die wissenschaftliche Literatur für 
sehgeschädigte Studierende herstellen (z. B. auf Kassette 
auflesen, in Punktschrift erstellen), soll das Urheberrecht 
Ausnahmen vorsehen. 

Bonn, den 15. Oktober 1986 

Zeltler 

Borgmann, Hönes und Fraktion 


Begründung 
Zu IL 

Zu 1 , 

Aufgrund der KMK-Empfehlung von 1982 sind inzwischen an fast 
allen Hochschulen Behindertenbeauftragte eingesetzt worden. 
Allerdings reicht ihre personelle, finanzielle imd kompetenz- 
mäßige Ausstattung nicht aus, um wirkungsvoll zu arbeiten. Die 
Stellen sind ehrenamtlich, es fehlt an Geld für Personal- und 
Sachmittel, an einem Mitspracherecht in allen behindertenrele- 
vanten Gremien, auch außerhalb der Hochschule, und es fehlt an 
dem Recht, Entscheidimgen zu treffen und durchzusetzen. 

Zu 2. 

Für Behinderte ist zum einen der Entschluß zu studieren schwer, 
da sie vorher oft nicht wissen, ob sie aufgrund der zusätzhchen 
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Belastungen ein Studium zum Abschluß bringen können, zum 
anderen ist bei Beginn des Studiums die Unsicherheit groß ob der 
Voraussetzungen (Finanzierung, Hilfen, „geeignete" Hochschu- 
len, Wohnraum usw.). Eine qualifizierte Berattmg ist deshalb 
dringend notwendig. Sie soll allerdings nicht nur für behinderte 
Studierende eingerichtet werden, um Behinderte nicht zu isohe- 
ren, sondern für alle Studierenden offen sein, da auch diese oft 
große Schwierigkeiten - besonders zu Beginn eines Studiums - 
haben. 

Zu 3. 

Behinderte Studierende brauchen - um behindenmgsbedingte 
Nachteüe auszugleichen - besondere Beratung, Vertretung ihrer 
Interessen und Hilfskräfte für das Studium. Die in diesen Berei- 
chen tätigen Personen müssen gut ausgebüdet und kompetent 
(d. h. auch mögüchst selbst betroffen) sein, lun sinnvoll arbeiten zu 
können. Z. B. müssen die Vorlesekräfte für Sehgeschädigte auch 
die Literatur qualifiziert auswählen können, die sie vorlesen oder 
der/die Behindertenbeauftragte muß alle Probleme, die mit den 
vielfältigen Formen von Behinderungen Zusammenhängen, ken- 
nen sowie juristische, finanztechnische und verwaltungsmäßige 
Kenntnisse besitzen, ebenso die Sozialberater/innen. 

Zu 4. 

Der Zeitverlust, der aufgrund einer Behindenmg im Studium 
häufig entsteht, ist oft nicht exakt nachzuweisen. Daher bereitet 
die Feststellung einer angemessenen Verlängerungszeit in der 
Praxis große Schwierigkeiten. Die Ursachen für ein langsameres 
Lemtempo können in funktionellen Störungen (Sinnesbehinde- 
rung, motorische Behinderung, organische Behinderung) oder in 
eher äußeren Problemen hegen (keine Tutoren oder Gebärden- 
dolmetscher/innen für Hörbehinderte, ungenügendes Literatur- 
angebot z. B. für sehgeschädigte Studierende, langes Warten auf 
Vervielfältigungen oder Tonbandkassetten...). Durch andere 
Medien wie Tonbandgeräte, Vorlesedienste, Schreibhüfen und 
die Arbeit mit Studienhelfern/innen verzögern sich die Studien- 
zeiten. 

Die behinderungsbedingte Verlängerung eines Studiums sollte 
nicht zu Benachteihgungen der Betroffenen führen. Eine höhere 
Darlehensschuld am Ende eines Studiums für behinderte Studie- 
rende bedeutet eine Ungleichheit gegenüber den nichtbehinder- 
ten Studierenden. 

Zu 5. 

Der auf Grund einer Behinderung bedingte zusätzhche Bedarf 
wird heute durch Leistungen des BAföG nicht abgedeckt, sondern 
bei den örüichen und überörtiichen Sozialhilfeträgem geltend 
gemacht. Dies erfordert von behinderten Studierenden einen 
zusätzüchen organisatorischen Aufwand, der zu weiteren Ver- 
zögemngen des Studiums führt. Darüber hinaus wird hier eine 
Abgrenzimg gegenüber nichtbehinderten Studierenden vorge- 
nommen, die zu Diskriminiemng führt. Die Integration wird 
dadurch u. a. verhindert. 
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Zu 6. 

Durch eine Behinderung, die durch Unfall oder Krankheit nach 
dem Studium eintritt, ist es möglich, daß der/ die Betroffene nicht 
in der Lage ist, den angestrebten Beruf auszuüben oder ein bereits 
bestehendes Arbeitsverhältnis weiter aufrecht zu erhalten. Um 
dem/der Behinderten neue Berufsperspektiven zu eröffnen imd 
damit eine neue Existenzgrundlage zu schaffen, ist es notwendig, 
eine weitere Ausbildiuig zu fördern. 

Zu 7. 

Die Bestimmungen in § 10 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 BAföG führen dazu, 
daß Personen, die eine Ausbildung abgeschlossen haben und z. B. 
auf Gnmd einer Behinderung zu einem Berufswechsel gezwim- 
gen sind, von der Fördertmg ausgeschlossen werden, wenn sie 
älter als 30 Jahre sind. Diese Benachteiligimg güt es abzuschaffen. 

Zu 8. 

Behinderte Studierende sind auf Grund ihrer besonderen Situa- 
tion in der Regel nicht in der Lage, ein Studium so schnell zu 
absolvieren wie die nichtbehinderten Studierenden. Sie haben 
Verzögenmgen hinzunehmen z.B. durch oft unzureichende bau- 
liche Ausstattung, fehlende technische und personelle Hüfen, 
nicht den Bedürfnissen Behinderter angepaßte Prüfungs- und 
Studienbedingungen. Sie erhalten danüt weniger die Möglich- 
keit, die Vergünstigungen des § 18 b zu bekommen. Hier ist der 
Gleichheitsgrundsatz verletzt. 

Abgesehen davon fördert dieser Paragraph Konkurrenz, Auslese 
und Hierarchisierung und widerspricht damit grünem Verständnis 
von Lernen und Arbeiten an den Hochschulen. 

Zu 9. 

Die bauhche Ausstattung auch bei Neubauten von Hochschulen 
erfolgt zum Teil nicht behindertengerecht (z.B. kommen keine 
Rollstuhlfahrer/innen in die neue Bibhothek der TU Berün hinein), 
ganz zu schweigen von der mangelhaften Ausstattung der alten 
Hochschulgebäude, die in weit größerem Maße bestehen. Es 
fehlen stufenlose Zugänge zu allen Räumen, Aufzüge und geeig- 
nete Bedienungseinrichtungen (Höhe, spezielle Tastatur), geeig- 
nete Einrichtungen bei der Essensausgabe in Mensen und Cafe- 
terien, unterfahrbare Tische usw. Studierende konzentrieren sich 
deshalb bislang auf die wenigen besonders behindertengerecht 
ausgestatteten Hochschulen. Das bedeutet, daß sie große Schwie- 
rigkeiten haben, an eine andere Hochschule zu gehen, die z. B. in 
der gewählten Fachrichtimg besonders gute Lehrangebote bietet, 
oder an die Hochschule des Heimatortes. 

Zu 10. 

Für behinderte Studierende ist es äußerst schwierig, geeignete 
Wohnungen zu finden. Der Wohnheimbau mit speziellen behin- 
dertengerechten Wohneinheiten ist aus verschiedenen Gründen 
problematisch (z. B. ausgeghchene Finanzierung nur bei Vollbele- 
gung, Ghettoisienmg). Daher ist es auch nicht sinnvoll, daß der 
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Bund sich wieder am Wohnheimbau, den er seit 1981 nicht mehr 
mitfinanziert, beteüigt. Eine Integration in die Gesellschaft ist 
besser über einzelne Wohnungen innerhalb des „normalen" 
Wohnbestandes zu erreichen. 

Zu IL 

Ausgangspimkt für ein selbstbestimmtes Leben bzw. Studieren 
sind die eigenen Gestaltungs- und Teilnahmemöghchkeiten in 
der privaten Umgebung. Diese Maßnahmen sind erforderhch, um 
den psychischen Druck auf die behinderten Studierenden nicht in 
den Alltag fortzusetzen. Die Studierenden müssen die Chance 
erhalten, eigenständig der drohenden Isolation in ihrer Wohnung 
entgehen zu können. Architektonische Barrieren stehen dem viel- 
fach entgegen. 

Zu 12. 

Ungefähr 500 behinderte Studierende nutzen das Angebot der 
Femuniversität als Möglichkeit, eine wissenschaftiiche Ausbü- 
dung zu erhalten. Daß es nicht mehr sind, liegt in dem zur Zeit 
schmalen Fächer- und Studienangebot an der Femuniversität. 

Zu 13. 

Sehgeschädigte Studierende benötigen für die Bearbeitung der 
wissenschaftiichen Literatur besondere Hilfsmittel, wie die Bereit- 
stellung der Texte in Blindenschrift. Hier ergeben sich in der 
Praxis oft Schwierigkeiten aufgmnd des bestehenden Urheber- 
rechts. 
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